
Vertragsgegenstand / allgemeine Pflichten

1.1. Der Lieferant beliefert den Strombezieher nach 

Maßgabe dieses Vertrages zum vereinbarten Tarif 

außerhalb der Grundversorgung mit Strom, nämlich 

mit Netzstrom und PV-Strom, der in den oben aus-

gewiesenen örtlichen Stromerzeugungsanlagen und 

Speichern  (im  Folgenden  Anlagen)  erzeugt  bzw. 

abgegeben wird. 

1.2. Der Strom wird als Drei-Phasen-Wechselstrom 

bereitgestellt in gleicher Art und Qualität wie bei der 

Entnahme aus dem öffentlichen Niederspannungs-

netz in Deutschland und nach Maßgabe der hierfür 

einschlägigen  Normen vorgeschrieben,  wobei  der 

Strom aus den Anlagen auch nur auf einer Phase 

abgegeben werden kann. Je Phase wird netzsyn-

chroner Wechselstrom (Haushaltsstrom) mit einer 

Frequenz von etwa 50 Hz und einer Spannung von 

etwa 230 V bereitgestellt.

1.3. Der Strombezieher ist vorbehaltlich Ziffer 5.2 

für  die  Dauer  des  Vertrages  verpflichtet,  seinen 

gesamten  leitungsgebundenen  Elektrizitätsbedarf 

aus den Elektrizitätslieferungen des Lieferanten zu 

decken. Hiervon ausgenommen sind Steckersolar-

geräte im Sinne vom §8 Absatz (5a) des EEG, die 

der unentgeltlichen Abnahme zugeordnet werden, 

und  Notstromanlagen.  Den  Parteien  ist  bekannt, 

dass die Energieproduktion der Anlagen nicht aus-

reicht, um den Strombezieher zu jeder Zeit voll-

umfänglich  zu  versorgen.  Findet  ein  Stromver-

brauch zu Zeiten statt, in denen die Anlage(n) kei-

nen oder nicht ausreichenden Strom liefert(/n), er-

folgt  die  Versorgung  durch  den  Lieferanten  aus 

weiteren  Quellen  (Strom  aus  dem  öffentlichen 

Netz). 

1.4. Die Elektrizität wird nur für den eigenen Ver-

brauch  (Letztverbrauch)  an  der  Verbrauchsstelle 

zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an andere 

Verbrauchsstellen oder Weiterüberlassung an Dritte 

bedarf gesonderter Vereinbarung. 

2. Entgelt

2.1. Das Entgelt für die Belieferung setzt sich zu-

sammen aus dem Grundpreis und dem Entgelt für 

den verbrauchten Strom (PV-Strompreis und Netz-

Strompreis). 

2.2. Das Entgelt für den Grundpreis berechnet sich 

pro Monat zu dem oben angegeben Betrag. Ergeben 

sich  aus  den  Abrechnungszeiträumen  nicht  volle 

Monate, so berechnet sich der Grundpreis für diese 

Monate nach dem Verhältnis der von dem Abrech-

nungszeitraum umfassten Tage des Monats zu den 

vollen Tagen des Monats. 

2.3. Die Entgelte enthalten sämtliche Steuern, öf-

fentlichen Abgaben und Umlagen. Der Lieferant ist 

jedoch  berechtigt,  nach Vertragsabschluss  hinzu-

kommende oder sich erhöhende Steuern, öffentli-

che Abgaben und Umlagen im Verfahren gemäß Ziff. 

9  auf  das  Entgelt  aufzuschlagen.  Bei  nach  Ver-

tragsabschluss  entfallenden  oder  sich  wesentlich 

verringernden öffentlichen Abgaben und Umlagen 

wird der Lieferant eine Reduzierung des Entgeltes 

anbieten. 

2.4. Das Entgelt ist zu dem in der Abrechnung ge-

nannten Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei Wochen 

nach Zugang der Abrechnung fällig. Die Abrechnung 

erfolgt spätestens sechs Wochen nach Beendigung 

des  abzurechnenden  Zeitraums.  Beträgt  der  Ab-

rechnungszeitraum einen Monat, beträgt die Frist 

für  die  Abrechnung drei  Wochen.  Die  Abschluss-

rechnung wird spätestens sechs Wochen nach Be-

endigung des Lieferverhältnisses gestellt.

2.5. Der  Lieferant  ist  berechtigt,  monatliche  Ab-

schlagszahlungen  für  die  erwartungsgemäß  ver-

brauchte  Menge  Elektrizität  zu  verlangen.  Diese 

sind jeweils am Anfang des Monats fällig, für den die 

Abschlagszahlung gezahlt wird. Die Abschlagszah-

lung wird vom Lieferanten auf Basis der Ertrags-

prognose  der  Anlage  und  der  bekannten  Ver-

brauchsdaten des Strombeziehers ermittelt, soweit 

diese nicht bekannt sind nach statistisch ermittelten 

Lastprofilen und durchschnittlichem Verbrauch ver-

gleichbarer  Kunden.  Macht  der  Strombezieher 

glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer 

ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. Ab-

schlagszahlungen werden frühestens mit Beginn der 

Lieferung fällig. Ergibt sich aus der Abrechnung ein 

Guthaben  für  den  Strombezieher,  ist  dieses  von 



dem Lieferanten vollständig mit der nächsten Ab-

schlagszahlung  zu  verrechnen  oder  binnen  zwei 

Wochen auszuzahlen. Guthaben, die aus einer Ab-

schlussrechnung folgen, sind binnen zwei Wochen 

auszuzahlen.

2.6. Die  Zahlungsweise  soll  auf  Verlangen  einer 

Partei  geändert  werden,  wenn dies  im Interesse 

dieser  Partei  erforderlich und der  anderen Partei 

zumutbar ist.  Wählt der Strombezieher eine kos-

tenpflichtige  Zahlungsweise,  so  hat  er  die  dafür 

anfallenden Kosten selbst zu tragen.

2.7. Für die Erstellung der Abrechnung werden die 

Daten  des  Strombeziehers,  einschließlich  Ver-

brauchs- und Zählerdaten, an einen externen Ab-

rechnungsdienstleister weitergegeben. Dieser ver-

arbeitet  die  Daten  ausschließlich  im  Auftrag  des 

Lieferanten und nutzt sie nicht für andere Zwecke.

2.8. Solange der Lieferant Förderung für „Mieter-

strom“ im Sinn von § 21 Absatz 3 EEG in Anspruch 

nimmt, darf das Entgelt 90% des örtlichen Grund-

versorgungstarifs nicht überschreiten. Überschrei-

tet  der  Betrag  einer  Abrechnung diese 90% des 

Betrages, der unter Zugrundlegung der Konditionen 

des  örtlichen  Grundversorgungstarifs  in  der  Ab-

rechnungsperiode  vom  Strombezieher  zu  zahlen 

gewesen wäre, ist die Abrechnung auf diese 90% zu 

kürzen. 

3. Messung, Ablesung, Zutritt und techni-

sche Mitwirkung

3.1. Die vom Strombezieher verbrauchte Elektrizi-

tät  wird  durch  Messeinrichtungen  nach  §  3  des 

Messstellenbetriebsgesetzes  (MsbG)  festgestellt. 

Die Installation, der Betrieb und die Erfassung er-

folgen durch den Lieferanten bzw. durch den von 

ihm zu beauftragenden Betreiber des öffentlichen 

Energieversorgungsnetzes oder fachkundigen Drit-

ten gem. §§ 5 und 6 MsbG. 

3.2. Betreibt  der Betreiber des öffentlichen Ener-

gieversorgungsnetzes  die  Messeinrichtungen  be-

reits aufgrund unabhängig von diesem Vertrag be-

stehender Verträge, bleibt er insoweit zuständig, es 

sei denn der Lieferant fordert eine Kündigung des 

Messtellenbetriebes. In diesem Fall ist er zur Tra-

gung aller hierdurch entstehenden Kosten und zur 

Übertragung auf einen fachkundigen Dritten gem. 

§§ 5 und 6 MsbG verpflichtet. 

3.3. Die Kosten der Installation der Messtellen und 

ihres Betriebes sowie der Ablesung sind mit dem 

Stromentgelt abgegolten. Der Lieferant trägt auch 

etwaige Mehrkosten im Zuge des Betriebes bereits 

unabhängig  von  diesem  Vertrag  bestehender 

Messtellen gemäß Ziffer 4.2. Im Übrigen gilt § 11 

StromGVV entsprechend.

3.4. Der  Strombezieher  ist  verpflichtet,  einem 

Beauftragten  des  Lieferanten  nach  Terminverein-

barung  Zutritt  zu  Messeinrichtungen  und  techni-

schen Einrichtungen zu gestatten, um Ablesungen 

oder technisch erforderliche Arbeiten durchzufüh-

ren.  Kann  über  Termin  und  /  oder  Person  des 

Beauftragten kein Einvernehmen erzielt werden, gilt 

§ 9 StromGVV entsprechend.

3.5. Der Strombezieher ist verpflichtet, Anweisun-

gen des Lieferanten Folge zu leisten, deren Umset-

zung zur technischen Sicherheit und zum Betrieb 

der  betriebenen Anlagen erforderlich  sind.  Unzu-

lässige technische Rückwirkungen der vom Strom-

bezieher  angeschlossenen  Anlagen  ins  Netz  sind 

auszuschließen. Soweit nicht vom Lieferanten an-

ders  vorgegeben,  gelten  die  Technischen  An-

schlussbedingungen des Netzbetreibers, an dessen 

öffentliches Stromnetz die Verbrauchsstelle unmit-

telbar oder mittelbar angeschlossen ist.

4. Lieferantenwechsel

Dem Strombezieher steht es frei, den Lieferanten 

nach Beendigung dieses Vertrages zu wechseln. In 

diesem Fall wird zum Wirksamwerden der Kündi-

gung  die  Zählertechnik  (sofern  notwendig)  ent-

sprechend umgestellt und der Strom durch den ge-

wählten Stromversorger oder durch den Grundver-

sorger geliefert. 

5. Gewährleistung und Unterbrechung der 

Elektrizitätslieferung

5.1. Der Lieferant ist verpflichtet, dem Strombezie-



her für die Dauer des Vertrages im vertraglich vor-

gesehenen Umfang Strom zur Verfügung zu stellen. 

5.2. Dies gilt jedoch nicht soweit und solange der 

Netzbetreiber  den  Netzanschluss  und  die  An-

schlussnutzung nach § 17 der Niederspannungsan-

schlussverordnung (NAV) oder § 24 Abs. 1, 2 und 5 

NAV unterbrochen hat und die Energielieferung aus 

den örtlichen Anlagen nicht gedeckt werden kann 

oder soweit und solange der Lieferant an der Er-

zeugung,  dem Bezug  oder  der  vertragsgemäßen 

Lieferung  von  Elektrizität  in  entsprechender  An-

wendung  der  vorstehenden  Regelungen  auf  die 

Kundenanlage, durch höhere Gewalt oder sonstige 

Umstände, deren Beseitigung ihm nicht möglich ist 

oder im Sinne des § 36 Abs. 1 Satz 2 des Energie-

wirtschaftsgesetzes wirtschaftlich nicht zugemutet 

werden kann, gehindert ist.

5.3. Der Lieferant ist berechtigt die Stromversor-

gung des Strombeziehers unter den Voraussetzun-

gen des § 19 StromGVV zu unterbrechen und ist in 

entsprechendem Umfang von der Leistungspflicht 

befreit,  wenn  der  Strombezieher  diesen  Vertrag 

verletzt. 

6. Haftung des Lieferanten 

6.1  Für die Haftungs- und Entschädigungsansprü-

che  aufgrund  der  Nichteinhaltung  vertraglicher 

Leistungen gelten die gesetzlichen Regelungen, so-

bald nicht nachstehend etwas Anderes bestimmt ist.

6.2 Für Schadensfälle, die auf die Belieferung des 

Strombeziehers  mit  Elektrizität  zurückzuführen 

sind,  ist  die  Haftung  des  Lieferanten,  seiner 

gesetzlichen  Vertreter  sowie  seiner  Erfüllungs- 

und/oder  Verrichtungsgehilfen  für  schuldhaft 

verursachte  Schäden  auf  vorsätzliches  und  grob 

fahrlässiges Verhalten beschränkt.

6.3 Dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung 

des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder 

aus  der  schuldhaften  Verletzung  wesentlicher 

Vertragspflichten.

6.4  Im  Falle  der  Verletzung  wesentlicher 

Vertragspflichten (Verpflichtungen, deren Erfüllung 

die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages 

erst  ermöglichen  und  auf  deren  Einhaltung  der 

Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen 

darf),  die  nicht  durch  vorsätzliches  oder  grob 

fahrlässiges  Verhalten  verursacht  worden  sind, 

beschränkt sich die Haftung des Lieferanten auf den 

Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des 

jeweiligen  Vertrages  als  mögliche  Folge  der 

Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter 

Berücksichtigung der Umstände, die sie kannte oder 

kennen musste, hätte voraussehen müssen.

6.5  Die  Bestimmungen  des 

Produkthaftungsgesetzes  und  des 

Haftpflichtgesetzes  sowie  die  Haftung  für 

Garantieerklärungen bleiben unberührt.

6.6  Auch  eine  ungenaue  oder  verspätete 

Abrechnung  stellt  in  diesem  Sinne  eine 

Nichteinhaltung einer vertraglichen Leistung dar.

7. Vertragslaufzeit

7.1. Der Vertrag ist  für  den eingangs als  Grund-

laufzeit genannten Zeitraum geschlossen.

7.2. Das  Vertragsverhältnis  verlängert  sich  nach 

Ablauf der Laufzeit auf unbestimmte Zeit, wenn es 

nicht von einer Vertragspartei einen Monat vor Ab-

lauf der Laufzeit in Textform gekündigt wird.  Hat 

sich das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit 

verlängert,  kann  das  Vertragsverhältnis  jederzeit 

mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden. 

Eine  Woche  nach  Zugang  der  Kündigung  des 

Strombeziehers bestätigt der Lieferant die Kündi-

gung in Textform unter Angabe des Vertragsendes.

7.3. Das  Vertragsverhältnis  endet  daneben  auch 

dann, wenn der Lieferant den Betrieb der Anlage(n) 

endgültig einstellt. Er soll dies spätestens drei Mo-

nate vor der Einstellung des Betriebes dem Strom-

bezieher schriftlich anzeigen.

7.4. Ist  der Strombezieher  Verbraucher im Sinne 

des § 13 BGB, so endet im Falle der Beendigung des 

Vertrages über die Miete der versorgten Räume der 

Mieterstromvertrag  mit  Rückgabe  der  Räume  an 



den  Vermieter  unabhängig  von  der  Laufzeit  des 

Mieterstromvertrages, § 42a Abs. 3 EnWG. Es be-

darf  hierfür  keiner  gesonderten  Kündigung  des 

Mieterstromvertrages. Der Strombezieher hat den 

Stromlieferanten über die Beendigung des Mietver-

hältnisses  und  den  Termin  der  Rückgabe  unver-

züglich, nachdem ihm der Termin bekannt ist, in 

Kenntnis  zu  setzen.  Der  Strombezieher  ist  ver-

pflichtet, dem Lieferanten seine neuen Adressdaten 

zu Abrechnungszwecken mitzuteilen.

7.5. Daneben endet das Vertragsverhältnis, wenn 

eine  der  Vertragsparteien  dieses  aus  wichtigem 

Grund kündigt. Die Kündigung aus wichtigem Grund 

ist ohne Einhaltung der oben bestimmten Frist oder 

eines bestimmten Beendigungszeitpunktes mit an-

gemessener Frist zum gebotenen Zeitpunkt mög-

lich, wenn die Fortsetzung des Vertragsverhältnis-

ses über diesen Zeitpunkt hinaus der kündigenden 

Partei nicht zumutbar ist. 

7.6. Nicht  zumutbar  im  Sinne  des  vorstehenden 

Absatzes ist  die Fortsetzung des Vertragsverhält-

nisses  insbesondere  dann,  wenn  die  Fortsetzung 

des Vertragsverhältnisses aufgrund einer Änderung 

der  Rechtslage  nicht  mehr  wirtschaftlich  sinnvoll 

möglich  ist  oder  die  Voraussetzungen  des  §  21 

StromGVV vorliegen.

7.7. Für den Rücktritt gelten die gesetzlichen Vor-

schriften.

8. Vertrags- und Tarifänderungen; Sonder-

kündigungsrecht

8.1. Ist  infolge schwerwiegender Änderungen äu-

ßerer  Umstände,  die  Grundlage  dieses  Vertrages 

sind, insbesondere der Rechtslage oder des allge-

meinen  Strompreisniveaus,  die  Fortsetzung  des 

Vertragsverhältnisses  einer  oder  beiden  Parteien 

nur unter Änderung der Konditionen dieses Vertra-

ges zumutbar, so kann die betroffene Partei die er-

forderliche und angemessene Änderung von der je-

weils  anderen  Partei  verlangen,  wenn  dieser  die 

Änderung  unter  Berücksichtigung  von  Treu  und 

Glauben, aller relevanten Umstände, insbesondere 

der  dem  Vertragsabschluss  zugrunde  liegenden 

wirtschaftlichen  Überlegungen  und  Kalkulationen 

sowie der durch den Vertrag angelegten Risikover-

teilung zumutbar ist. 

8.2. Der Lieferant behält sich vor, das Entgelt gem. 

§ 41 Abs.  5  EnWG nach billigem Ermessen ent-

sprechend der Änderung der preisbildenden Markt- 

oder  Kostenelement  anzupassen.  Eine  Preiserhö-

hung kommt in Betracht und eine Preisermäßigung 

ist vorzunehmen, wenn sich z.B. die Kosten für die 

Beschaffung von Energie  erhöhen oder absenken 

oder sonstige Änderungen der energiewirtschaftli-

chen oder rechtlichen Rahmenbedingungen zu einer 

veränderten Kostensituation führen (z.B. durch die 

Einführung oder Änderungen der Belastungen nach 

dem EEG oder StromStG, eine Überschreitung der 

für die Abgabenpflicht maßgeblichen Grenze der PV-

Anlage nach dem StromStG oder die Veränderung 

von Wartungskosten der  Erzeugungsanlage)  (Än-

derung des  Kostenelements).  Eine  Preiserhöhung 

bzw. Preisermäßigung kommt in Betracht, wenn der 

jeweils für den Strombezieher maßgebliche Durch-

schnittsstrompreis  (entweder  als  Haushaltskunde 

oder Nicht- Haushaltskunde) sich im Vergleich zum 

Bezugsjahr 2024 um 5 % erhöht oder senkt (Än-

derung  des  Marktelements).  Der  maßgebliche 

Durchschnittsstrompreis  wird  hierbei  nach  dem 

Strompreisindex  des  Statistischen  Bundesamtes 

(Destatis)  bestimmt.  Steigerungen  bei  einem 

preisbildenden Element oder innerhalb des Kosten-

elements dürfen nur in dem Umfang für eine Preis-

erhöhung herangezogen werden, in dem kein Aus-

gleich durch etwaig rückläufige Kosten in anderen 

Bereichen erfolgt. Bei einer Absenkung eines preis-

bildenden Elements sind vom Stromlieferanten die 

Preise zu ermäßigen, soweit diese Kostensenkungen 

nicht durch Steigerungen in anderen Bereichen ganz 

oder teilweise ausgeglichen werden. Der Stromlie-

ferant  wird  bei  der  Ausübung seines  billigen  Er-

messens die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisände-

rung so wählen, dass Kostensenkungen nicht nach 

für  den  Strombezieher  ungünstigeren  Maßstäben 

Rechnung getragen werden als Kostenerhöhungen, 

also Kostensenkungen mindestens in gleichen Um-

fang preiswirksam werden wie Erhöhungen.

8.3 Beruft sich der Lieferant auf diese Klausel, teilt 

er die entsprechende Vertrags oder Preisänderung, 

letztere  spätestens  einen  Monat  vor  Eintritt  der 



beabsichtigten Preisänderung, dem Strombezieher 

auf einfache und verständliche Weise in Textform 

unter Angabe des konkreten Anlasses, Umfang und 

der konkreten Voraussetzungen der Preisänderung 

mit,  verbunden  mit  dem  Hinweis,  dass  der 

Strombezieher  ein  Sonderkündigungsrecht  zur 

fristlosen Beendigung des Vertrages zum Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Änderungen habe, wenn 

er  die  Vertragsänderung  ablehne.  Die  Änderung 

wird dann zum angegebenen Zeitpunkt  wirksam, 

wenn  der  Strombezieher  nicht  kündigt.  Dies  gilt 

nicht  für  die  unveränderte  Weitergabe  von 

umsatzsteuerlichen Mehr- oder Minderbelastungen, 

die  sich  aus  einer  gesetzlichen  Änderung  der 

geltenden Umsatzsteuersätze ergeben.

9. Schlussbestimmungen 

9.1. Rechtsgestaltende Erklärungen bezüglich die-

ses Vertrages bedürfen der Textform.

9.2. Erfüllungsort für Ansprüche aus diesem Vertrag 
ist der Ort der Verbrauchsstelle. 

10. Streitschlichtung und Verbraucherinfor-

mation für Haushaltskunden 

10.1. Ist der Strombezieher ein Letztverbraucher, 

der  die  Energie  überwiegend  für  den  Eigenver-

brauch im Haushalt oder für den einen Jahresver-

brauch von 10 000 Kilowattstunden nicht überstei-

genden  Eigenverbrauch  für  berufliche,  landwirt-

schaftliche oder gewerbliche Zwecke kauft (Haus-

haltskunde  nach  §  3  Nr.  22  EnWG)  gelten  die 

nachfolgenden Bestimmungen:

10.2. Der  Strombezieher  kann  Beschwerden,  die 

den Vertragsabschluss, die Auslegung des Vertra-

ges, seine Kündigung oder die Qualität der Leistung 

des Lieferanten betreffen, an diesen direkt richten. 

Hilft der Lieferant der Beschwerde nicht binnen ei-

ner Frist von vier Wochen ab, kann der Strombe-

zieher ein Schlichtungsverfahren nach § 111b EnWG 

beantragen bei: 

Schlichtungsstelle Energie e.V. 

Friedrichstraße 133, 10117 Berlin 

Telefon: 030 / 2757240 –0  Fax: 030 /2757240– 69

E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de 

Web: www.schlichtungsstelle-energie.de 

10.3. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzu-

rufen oder ein anderes Verfahren nach dem EnWG 

zu beantragen,  bleibt  unberührt.  Die Einreichung 

einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt 

die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 

4 BGB. 

10.4. Allgemeine  Informationen  zu  Verbraucher-

rechten im Zusammenhang mit der Energielieferung 

sind  erhältlich  über  den  Verbraucherservice  der 

Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität und 

Gas,  Postfach  8001,  53105  Bonn,  Telefon:  030/ 

22480-500 oder 0180 5 101000 (Festnetzpreis 14 

ct/min; Mobilfunkpreise maximal 42 ct/min; Mo. - 

Fr. 9:00 Uhr - 15:00 Uhr), Fax: 030/ 22480-323, E-

Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

10.5. Informationen  zu  Energieeffizienzmaßnah-

men sowie über hierzu verfügbare Angebote erhal-

ten Sie über die Internetseite der Bundesstelle für 

Energieeffizienz (www.bafa.de). Angaben über an-

gebotene Energieeffizienzmaßnahmen, Endkunden-

Vergleichsprofile  sowie  gegebenenfalls  technische 

Spezifikationen  von  energiebetriebenen  Geräten 

sind zu erhalten bei der Deutschen Energieagentur 

(www.dena.de)  und  bei  der  Verbraucherzentrale 

Bundesverband e.V. (www.vzbv.de).

http://www.schlichtungsstelle-energie.de/
http://www.vzbv.de/
mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de

